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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

4 — 20900 — 2838/59 II 


Bonn, den 13. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 6. Juni 1956 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die 
Beglaubigung und über den Austausch von 
Personenstandsurkunden/Zivilstands- 
urkunden sowie über die Beschaffung von 
Ehefähigkeitszeugnissen 

nebst Begründung, den Wortlaut der Vereinbarung und den 
dazu gehörigen Notenwechsel mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 205. Sitzung am 8. Mai 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu der Vereinbarung vom 6. Juni 1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die Beglaubigung 
und über den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 
sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der in München am 6. Juni 1956 Unterzeichneten 
Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über den Verzicht auf die Beglaubigung und über 
den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivil- 
standsurkunden sowie über die Beschaffung von 
Ehefähigkeitszeugnissen, dem Notenwechsel vom 
21. Februar/8. August 1958 über die Änderung der 
Anlage 1 der Vereinbarung, dem auf Grund des 
Artikels 16 Abs. 1 der Vereinbarung geführten No- 
tenwechsel vom 13. März/22. März 1957 und der Note 
der Schweizerischen Botschaft vom 17. Dezember 
1958 wird zugestimmt. Die Vereinbarung und die 
Noten werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die Beglaubigung 
und über den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 
sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 


I, ABSCHNITT 

Verzicht auf die Beglaubigung 

Artikel 1 

Urkunden, die der Standesbeamte/Zivilstands- 
beamte des einen Staates aufgenommen, ausgestellt 
oder beglaubigt und mit dem Dienstsiegel oder 
-stempel/Amtsstempel versehen hat, bedürfen zum 
Gebrauch in dem anderen Staat keiner Beglaubi- 
gung (Legalisation). 

II. ABSCHNITT 

Austausch von 

Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 

Artikel 2 

(1) Wird die Geburt eines Angehörigen des einen 
Staates im Gebiete des anderen Staates beurkundet, 
so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine Geburts- 
urkunde unter Angabe des Heimatortes der 
Eltern des Kindes oder bei unehelicher Geburt 
des Ortes und Tages der Geburt und des 
Heimatortes der Mutter; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen 
Geburtsschein unter Angabe des Führungs- 
ortes des Familienbuches sowie des Ortes und 
Datums der Eheschließung der Eltern des Kin- 
des oder bei unehelicher Geburt von Ort und 
Datum der Geburt der Mutter. 

(2) Werden zu dem Geburtseintrag Randvermerke 
eingetragen, so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine mit dem 
Randvermerk versehene beglaubigte Abschrift 
aus dem Geburtenbuch; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen 
mit der Randanmerkung versehenen Geburts- 
schein. 

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind bei- 
zufügen. 

Artikel 3 

(1) Wird die Eheschließung eines Angehörigen des 
einen Staates im Gebiete des anderen Staates be- 
urkundet, so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine Heirats- 
urkunde unter Angabe des Heimatortes des 
schweizerischen Ehegatten; 
der schweizerische Zivilstandsbeamte einen 
Eheschein unter Angabe von Ort und Datum 
der Geburt des deutschen Ehegatten und des 
Führungsortes des Familienbuches der Eltern. 


(2) Wird ein Heiratseintrag berichtigt, so über- 
sendet 

der deutsche Standesbeamte eine berichtigte 
Heiratsurkunde; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen 
berichtigten Eheschein. 

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind bei- 
zufügen. 

Artikel 4 

(1) Wird im Gebiete des einen Staates die Schei- 
dung einer Ehe in einem Personenstandsbuch/Zivil- 
standsregister eingetragen und ist die Ehe im Ge- 
biete des anderen Staates geschlossen oder einer 
der Ehegatten Angehöriger des anderen Staates, so 
übersendet 

der deutsche Standesbeamte einen Auszug aus 
dem Familienbuch, in dem die Scheidung ein- 
getragen ist, sowie eine mit dem Zeugnis der 
Rechtskraft versehene beglaubigte Abschrift 
der Entscheidung, durch die die Ehe geschieden 
ist; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen 
Eheschein mit Randanmerkung oder einen 
Familienschein vom Blatte des Mannes, auf 
dem die Scheidung eingetragen ist, sowie eine 
mit dem Zeugnis der Rechtskraft versehene 
beglaubigte Abschrift der Entscheidung, durch 
die die Ehe geschieden ist, 

Dies gilt entsprechend, wenn die Ehe für nichtig/un- 
gültig erklärt, aufgehoben, oder wenn das Bestehen 
oder Nichtbestehen der Ehe festgestellt wird. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten nicht, 
wenn keiner der Ehegatten einem der vertrag- 
schließenden Staaten angehört. 

Artikel 5 

(1) Wird der Tod eines Angehörigen des einen 
Staates im Gebiete des anderen Staates beurkundet, 
so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine Sterbe- 
urkunde unter Angabe des Heimatortes des 
Verstorbenen; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen 
Todesschein unter Angabe von Ort und Datum 
der Geburt, der Eheschließung und des Füh- 
rungsortes des Familienbuches des Verstor- 
benen. 

(2) Werden zu dem Todeseintrag Randvermerke 
eingetragen, so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine mit dem 
Randvermerk versehene beglaubigte Absdrrift 
aus dem Sterbebuch; 
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der schweizerische Zivilstandsbeamte einen 
mit der Randanmerkung versehenen Todes- 
schein. 

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind bei- 
zufügen. 

Artikel 6 

(1) Wird im Gebiete des einen Staates eine Ehe- 
schließung beurkundet und ist durch die Ehe- 
schließung ein Kind legitimiert worden, das in dem 
anderen Staate geboren ist oder zur Zeit der Ehe- 
schließung seiner Eltern dem anderen Staate ange- 
hörte, so übersendet 

der deutsche Standesbeamte 

die Heiratsurkunde der Eltern, falls die Eltern 
vor einem deutschen Standesbeamten geheiratet 
haben; 

einen Auszug aus dem Familienbuch, in welches 
das Kind nach der Legitimation als eheliches 
Kind eingetragen worden ist oder, falls das 
Kind nicht in ein Familienbuch eingetragen 
wird, den Beschluß des Vormundschaftsgerichts, 
durch den die Legitimation des Kindes fest- 
gestellt worden ist; 

die Geburtsurkunde des Kindes, falls ein deut- 
scher Standesbeamter die Geburt des Kindes 
beurkundet hat; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte 

den Eheschein der Eltern, falls die Eltern vor 
einem schweizerischen Zivilstandsbeamten ge- 
heiratet haben; 

einen Auszug aus dem Familienregister, falls 
die Eltern nicht vor einem schweizerischen 
Zivilstandsbeamten geheiratet haben, aber im 
Familienregister eingetragen sind; 

den Geburtsschein des Kindes, falls ein schwei- 
zerischer Zivilstandsbeamter die Geburt des 
Kindes beurkundet hat; 

den Legitimationsschein. 

(2) Entscheidungen, welche die Rechtswirksamkeit 
einer Legitimation berühren, die unter die Mittei- 
lungspflicht des Absatzes 1 fällt, werden mitgeteilt. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
auch, wenn nicht das Kind, aber der Vater zur Zeit 
der Eheschließung dem anderen Staate angehörte. 


Artikel 7 

Personenstandsurkunden / Zivilstandsurkunden 
werden auch dann ausgetauscht, wenn eine Person 
neben der Staatsangehörigkeit des einen Staates 
auch die des anderen oder eines dritten Staates 
besitzt. 

Artikel 8 

Personenstandsurkunden / Zivilstandsurkunden 
werden monatlich dem zuständigen Konsulat des 
anderen Staates gesammelt übersandt. 


III. ABSCHNITT 

Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 
Artikel 9 

Will ein Angehöriger des einen Staates in dem 
anderen Staate heiraten, so leitet der Standesbeamte/ 
Zivilstandsbeamte des Eheschließungsstaates den 
Antrag des Verlobten auf Ausstellung eines Ehe- 
fähigkeitszeugnisses an den zuständigen Standes- 
beamten/Zivilstandsbeamten des Heimatstaates wei- 
ter. Er fügt dem Antrag die Urkunden für beide 
Verlobten bei, die in Anlage 1 zu dieser Vereinba- 
rung aufgezählt sind. 


Artikel 10 

(1) Der Standesbeamte/Zivilstandsbeamte des Hei- 
matstaates übersendet das Ehefähigkeitszeugnis dem 
Standesbeamten/Zivilstandsbeamten des Eheschlie- 
ßungsstaates. Die vorgelegten Urkunden werden 
gleichzeitig zurückgesandt; den Antrag behält der 
Standesbeamte/Zivilstandsbeamte zurück. 

(2) Bestehen Hindernisse gegen die Ausstellung 
des Zeugnisses, so sind diese mitzuteilen. 


Artikel 11 

Für den Antrag auf Ausstellung eines Ehefähig- 
keitszeugnisses wird ein dreisprachiger Vordruck 
verwendet, dessen Muster dieser Vereinbarung als 
Anlage 2 beigefügt ist. 


Artikel 12 

Einem in französischer oder italienischer Sprache 
abgefaßten Schriftstück wird eine von einem Zivil- 
standsbeamten oder einer Aufsichtsbehörde beglau- 
bigte deutsche Übersetzung beigefügt. 

Artikel 13 

Das Ehefähigkeitszeugnis wird gebührenfrei aus- 
gestellt. 

Artikel 14 

(1) Jeder Staat teilt dem anderen Staate die Vor- 
schriften mit, die über die örtliche Zuständigkeit 
des Standesbeamten/Zivilstandsbeamten für die 
Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses gelten. 

(2) Die zur Zeit geltenden Vorschriften sind aus 
Anlage 3 ersichtlich. 


IV. ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

Artikel 15 

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bun- 
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desrat innerhalb von drei Monaten nach Inkraft- 
treten dieser Vereinbarung eine gegenteilige Er- 
klärung abgibt, 

Artikel 16 

(1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver- 
einbarung wird durch Notenwechsel festgesetzt. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung 
tritt die Vereinbarung vom 8. Oktober 1952 über 
die erleichterte Beschaffung von Ehefähigkeitszeug- 


nissen sowie über den Austausch von Personen- 
standsurkunden außer Kraft. 


Artikel 17 

Diese Vereinbarung wird auf die Dauer von fünf 
Jahren vom Tage ihres Inkrafttretens an ge- 
schlossen. Wenn sie nicht sechs Monate vor Ab- 
lauf der Vertragsdauer gekündigt wird, bleibt sie 
jeweils ein weiteres Jahr in Kraft. 


GESCHEHEN zu München, am 6. Juni 1956 in 
zwei Urschriften. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
Dr. Brück mann 


Für die 

Schweizerische Eidgenossenschaft: 
Dr. Gl oggner 
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Anlage 1 

Urkunden, 

die von beiden Verlobten dem Antrag 
auf Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses beizufügen sind 

für Deutsche für Schweizer 


I.-) 

von Verlobten, die ledig und voll geschäftsfähig / handlungsfähig sind: 


1. Nachweis des Wohnsitzes oder des letzten gewöhn- 
lichen Aufenthalts in Deutschland (nach dem Ge- 
bietsstande vom 31. Dezember 1937) 

2. Ledigkeitsbescheinigung des Meldeamtes 
Gültigkeitsdauer: 6 Monate 

3. Geburtsurkunde oder beglaubigte Abschrift oder Aus- 
zug aus dem Familienbuch 

4. Bescheinigung des schweizerischen Zivilstandsbeam- 
ten, daß ihm ein Staatsangehörigkeitsausweis (Hei- 
matschein, Einbörgerungsurkunde oder Paß) Vorge- 
legen hat 


1. Nachweis des Wohnsitzes 


2. Zivilstandsausweis des Zivilstandsamts des Heimat- 
ortes 

Gültigkeitsdauer: 6 Monate 

3. Bescheinigung des deutschen Standesbeamten, daß die 
Verlobten das Aufgebot zum Zwecke der Eheschlie- 
ßung beantragt haben 


11 . 

von Verlobten, die minderjährig oder entmündigt sind: 
(zusätzlich zu I) 


1. Bräutigam unter 21, Braut unter 16 Jahren: Beschluß 
' des deutschen Vormundschaftsgerichts über die Be- 
freiung vom Erfordernis der Ehemündigkeit 

2. Braut unter 21 Jahren: Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters und der Sorgeberechtigten (Vater und Mut- 
ter, Vormund) 

3. Bei Entmündigung: Einwilligung des gesetzlichen Ver- 
treters 


1. Bräutigam zwischen 18 und 20, Braut zwischen 17 und 
18 Jahren: Ehemündigerklärung durch schweizerische 
Kantonsregi erung 

2. Braut zwischen 18 und 20 Jahren: Einwilligung der 
gesetzlichen Vertreter (Vater und Mutter, Vormund) 

3. Bei Entmündigung: Einwilligung des gesetzlichen Ver- 
treters 


III. 

von Verlobten, die verheiratet waren: 
(zusätzlich zu I) 


1. Bescheinigung des Meldeamts über den Familienstand 
an Stelle von I Ziffer 2 

Gültigkeitsdauer: 6 Monate 

2. Nachweis der Auflösung oder Nichtigerklärung der 
früheren Ehen (Sterbeurkunde, mit Rechtskraftzeugnis 
versehene gerichtliche Entscheidungen über die Todes- 
erklärung oder die Feststellung des Todes des ande- 
ren Ehegatten sowie über die Scheidung, Aufhebung 
oder Nichtigerklärung der früheren Ehen, Heirats- 
urkunden der früheren Ehen). Ist die frühere Ehe des 
nichtdeutschen Ehepartners geschieden, so genügt eine 
Bescheinigung des Gerichts oder des Zivilstandsbeam- 
ten. Die Bescheinigung muß ergeben, daß die frühere 
Ehe nicht wegen eines Ehebruchs geschieden ist oder 
daß der Name des jetzigen Verlobten in dem Eheschei- 
dungsurteil nicht genannt ist. Ist die frühere Ehe des 
deutschen Ehepartners geschieden, so kann auf die 
vollständige Urteilsausfertigung nicht verzichtet wer- 
den 


1. Familienschein des Zivilstandsamts des Heimatortes 
an Stelle von I Ziffer 2 

Gültigkeitsdauer: 6 Monate 

2. Bei Scheidung der letzten Ehe: rechtskräftiges Urteil, 
wenn die Scheidung noch nicht 3 Jahre zurückliegt 


•) Die Fassung des Absdinitts I linke Spalte ist durdi den Notenwedisel vom 21. Februar/S. August 1958 vereinbart worden. Die ursprünglidi 
vereinbarte Fassung lautete: 

• 1. Nachweis des Wohnsitzes oder des letzten gewöhnlichen Aufenthalts in Deutschland (nach dem Gebietsstande vom 31. Dezember 1937) 

2. Ledigkeitsbescheinigung des Meldeamtes 
Gültigkeitsdauer: 6 Monate 

3. Geburtsurkunde 

4. Heiratsurkunde der Eltern 

(für uneheliche Verlobte: Geburtsurkunde der Mutter) .... . . . 

5. Bescheinigung des schweizerischen Zivilstandsbeamten, daß ihm sin Staatsangehörigkeilsausweis (Heimatschein, Einbürgerungsurkunde 
oder Paß) Vorgelegen hat.* 
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3. Bei Wiederverheiratung der Frau vor Ablauf von 
10 Monaten seit Auflösung oder Nichtigerklärung der 
früheren Ehe; Befreiung vom Ehehindernis der Warte- 
zeit durch den Standesbeamten 

4. Bei Scheidung der früheren Ehe wegen Ehebruchs mit 
dem anderen Verlobten: Befreiung vom Ehehindernis 
des Ehebruchs 

5. Bei Schwägerschaft in gerader Linie: Befreiung vom 
Ehehindernis der Schwägerschaft 

6. Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig ist oder 
unter seiner Vormundschaft steht, oder wer mit einem 
minderjährigen oder bevormundeten Nachkommen in 
fortgesetzter Gütergemeinschaft lebt: ein Auseinander- 
setzungszeugnis des Vormundschaftsgerichts 


3. Bei Wiederverheiratung der Frau vor Ablauf von 
300 Tagen seit Auflösung oder Ungültigeiklärung der 
früheren Ehe: Abkürzung der Wartefrist durch den 
schweizerischen Richter 


Können Urkunden nicht beigebracht werden, so sind beweiskräftige Ersatzurkunden beizubringen. Können auch 
solche Urkunden nicht beigebracht werden, so kann der Verlobte eine eidesstattliche Erklärung abgeben; die Unter- 
schrift muß von dem Standesbeamten / Zivilstandsbeamten beglaubigt sein. Die Entscheidung darüber, ob die Ersatz- 
urkunde oder eine eidesstattliche Erklärung genügt, steht im Ermessen des Standesbeamten / der kantonalen Auf- 
sichtsbehörde im Zivilstandswesen des Heimatstaates. 
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Anlage 2 


Antrag auf Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses 
Demande d'un certificat de capacite de mariage 
Domanda per il rilascio di un certificato di capacitä matrimoniale 

Die nachstehend bezeichneten Verlobten wollen miteinander die Ehe eingehen. 

Les fiances designes ci-apres desirent contracter mariage. 

I fidanzati designati qui appresso desideranno contrarre matrimonio. 

Zu diesem Zwecke stellt den Antrag auf Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses 

Dans cette intention demande la delivrance d'un certificat de capacite de 

mariage 

A tale scopo domanda il rilascio di un certificato di capacitä matri- 

moniale 

Die Verlobten machen hierzu folgende Angaben 
Les fiances donnent les indications suivantes 
I fidanzati forniscono le indicazioni seguenti 

für den Bräutigam 
pour le fiance: 
per il fidanzato: 

1. Familienname 

Nom 

Cognome 

2. Vornamen 

Prenoms 

Nomi 

3. Beruf 

Profession 

Professione 

4. Staatsangehörigkeit 

Nationalite 

Nazionalitä 

5. Geburtsdatum und -ort 

Date et lieu de naissance 

Data e luogo di nascita 

6. a) Wohnsitz 

(Ort, Straße, Haus-Nr.) 

Domicile 

(localite, rue, no) 

Domicilio 

(localitä, strada, numero) 

b) Letzter gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland (nach dem Gebietsstande vom 31. Dezember 1937) 
(Ort, Straße, Haus-Nr.) 

Derniere residence habituelle en Allemagne 

(localite, rue, no) 

Ultima residenza in Germania 
(localitä, strada, numero) 

c) Heimatort in der Schweiz 

Lieu d'origine en Suisse 

Luogo d'origine in Svizzera 

7. Familienstand 

(ledig, verwitwet, geschieden) 

Etat civil 

(celibataire, veuf, divorce) 

Stato civile 

(celibe, vedovo, divorziato) 


die Braut: 
la fiancee: 
la fidanzata: 
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8. Frühere Ehen und ihre Auflösungsgründe 

Mariages anterieurs et leur dissolution 

Matrimoni precedenti e loro scioglimento 

9. Minderjährige ehelidie Kinder 

Enfants legitimes mincurs 

Figli legittimi minorenni 

Wir sind nicht miteinander verwandt oder verschwägert.*) 

Nous ne sommes pas parents de sang ou par alliance.*) 

Non siamo consanguinei ne altrimenti imparentati. *) 

Wir sind in folgender Weise miteinander verwandt oder verschwägert; *) 
Nous sommes apparentcs comme suit:*) 

Siamo imparentati come segue; *) 


Wir stehen in keinem Adoptionsverhältnis zueinander. 

Nous ne sommes, Tun a l'egard de l'autre, ni adoptant ni adopte. 

Non siamo, vicendevolmente, ne adottati ne adottandi. 

Wir stehen — nicht — unter Vormundschaft.*) 

Nous sommes — ne sommes pas — sous tutelle.*) 

Siamo — non siamo — sotto tutela.*) 

Wir wollen in der Bundesrepublik Deutschland / der Schweiz heiraten.*) 

Nous desirons nous marier en Allemagne / Suisse. *) 

Desideriamo sposarci in Germania / Svizzera. *) 

Wir überreichen folgende Urkunden**) 

Nous remettons les pieces suivantes**) 

Produciamo i seguenti documenti**) 

für den Bräutigam: für die Braut; 

pour le fiance; pour la fiancee: 

per il fidanzato*. per la fidanzata: 

den 

le 19, 

il 

Untersdiriften — Signalurcs — Firme 


Die Richtigkeit der Unterschriften wird beglaubigt. 
L’authenticite des signatures est certifiee. 

E certificata l’autenticitä delle firme. 

Der Standesbeamte / Zivilstandsbeamte; 
L'officier de l’etat civil: 

L'ufficiale dello stato civile: 


*) Nichtzutreffendes ist zu streichen. 

Biffer ce qui ne convient pas, 

Cancellare quanto non fa al caso. 

♦*) Die Urkunden sind mit dem Ehefähigkeitszeugnis zurückzugeben. 

Les pieces seront rendues avec lo ccrtificat de capacite de mariage. 

I documenti presentati saranno restiluiti al momento del rilascio del certificato di capacitä matrimoniale. 
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Anlage 3 


Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit 

des Standesbeamten/Zivilstandsbeamten für die Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses 


Bundesrepublik Deutschland: 

Zur Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses, dessen 
ein deutscher Staatsangehöriger zur Eheschließung im 
Auslande bedarf, ist der Standesbeamte zuständig, in 
dessen Bezirk der Verlobte seinen Wohnsitz oder in Er- 
mangelung eines Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. Hat 
der Verlobte in Deutschland (nach dem Gebietsstande 
vom 31. Dezember 1937) weder Wohnsitz noch Aufent- 
halt, so ist der Ort des letzten gewöhnlichen Aufenthal- 
tes maßgebend; hat er sich niemals oder nur vorüber- 
gehend in Deutschland (nach dem Gebietsstande vom 
31. Dezember 1937) aufgehalten, so ist der Standesbeamte 
des Standesamts I in Berlin (West) zuständig. 

Sind beide Verlobte Deutsche, so genügt es, daß ein 
deutscher Standesbeamter das Ehefähigkeitszeugnis aus- 
stellt, auch wenn nicht beide Verlobte im gleichen Stan- 
desamtsbezirk Wohnsitz oder Aufenthalt gehabt haben. 

Schweizerische Eidgenossenschaft: 

Ein für die Trauung eines Schweizerbürgers (Bräuti- 
gam oder Braut) im Ausland notwendiges Ehefähigkeits- 
zeugnis wird vom zuständigen schweizerischen Zivil- 
standsbeamten nur auf Grund einer Verkündung ausge- 
stellt. 

Für die Zuständigkeit zur Ausstellung des Ehefähig- 
keitszeugnisses gilt folgender; 

1. Wohnt der Bräutigam in der Schweiz, so ist — ohne 
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit der Verlob- 
ten — der Zivilstandsbeamte zuständig, in dessen 
Kreis der Bräutigam seinen Wohnsitz hat. 

2. Wohnt nur die Braut in der Schweiz, so ist — eben- 
falls ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit der 
Verlobten — der Zivilstandsbeamte zuständig, in 
dessen Kreis die Braut ihren Wohnsitz hat. 

3. Wohnt keiner der Verlobten in der Schweiz, so ist 
der Zivilstandsbeamte zuständig, in dessen Kreis 
der Heimatort des schweizerischen Verlobten ge- 
legen ist. Sind beide Verlobte Schweizerbürger, so 
kann der Antrag auf Ausstellung des Ehefähigkeits- 
zeugnisses wahlweise an den Zivilstandsbeamten 
des Heimatortes des Bräutigams oder der Braut ge- 
richtet werden; das von einem Zivilstandsbeamten 
ausgestellte Ehefähigkeitszeugnis gilt für beide Ver- 
lobte. 
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Gesandtschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Bern 

525-06/0667/57 


Die Gesandtschaft der Bundesrepublik Deutschland be- 
ehrt sich, dem Eidgenössischen Politischen Departement 
unter Bezugnahme auf die Note des Eidgenössischen 
Amts für das Zivilstandswesen vom 28. November 1956 
Nr. E 143 im Auftrag ihrer Regierung mitzuteilen, daß 
zwischen den Vertragschließenden hinsichtlich des Zeit- 
punkts des Inkrafttretens der Vereinbarung über den 
Verzicht auf die Beglaubigung und über den Austausch 
von Personenstandsurkunden sowie Beschaffung von Ehe- 
fähigkeitszeugnissen vom 6. Juni 1956 über folgendes 
Einverständnis besteht: 

Gemäß Artikel 16 Abs. 1 der Vereinbarung wird der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vereinbarung festge- 
setzt auf den Beginn des 3. Kalendermonats, der auf die 
Übergabe der deutschen Ratifikationsurkunde folgt, je- 
doch frühestens auf den 1. Januar 1958. 

Die Gesandtschaft benutzt auch diesen Anlaß, das Eid- 
genössische Politische Departement erneut ihrer aus- 
gezeichneten Hochachtung zu versichern. 


Bern, den 13. März 1957 
LS 


An das 

Eidgenössische 
Politische Departement 
Bern 


Eidgenössisches Politisches 
Departement 
s. B. 14. 21. A. 5. — BZ/mr 


Das Eidgenössische Politische Departement beehrt sich, 
der Gesandtschaft der Bundesrepublik Deutschland den 
Empfang ihrer Note vom 13. März 1957 betreffend die 
am 6. Juni 1956 Unterzeichnete Vereinbarung zwischen 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Bundes- 
republik Deutschland über den Verzicht auf die Beglaubi- 
gung und über den Austausch von Personenstandsurkun- 
den sowie Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen an- 
zuzeigen. 

Das Politische Departement hat die Ausführungen der 
Gesandtschaft zur Kenntnis genommen und beehrt sich, 
ihr zu bestätigen, daß der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Vereinbarung gemäß Artikel 16, Absatz 1, auf den 
Beginn des dritten, auf die Übergabe der deutschen Rati- 
fikationsurkunde folgenden Monats, jedoch frühestens 
auf den 1. Januar 1958, festgesetzt wird. 

Im weiteren hat das Departement nicht verfehlt, die 
interessierten schweizerischen Behörden vom Inhalt der 
Note in Kenntnis zu setzen. 

Das Departement benützt auch diesen Anlaß, um die 
Gesandtschaft erneut seiner ausgezeichneten Hochachtung 
zu versichern. 

Bern, den 22. März 1957. 

LS 


An die 

Gesandtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland 
Bern 
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Auswärtiges Amt 
502-94.25/3 


Verbalnote 

Das Auswärtige Amt hat dankend davon Kenntnis 
genommen, daß der Schweizerische Bundesrat unter Ver- 
zicht auf eine Zusatzvereinbarung damit einverstanden 
ist, durch Notenwechsel die durch Artikel I Nr. 5 des 
„Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Personenstandsgesetzes'' vom 18. Mai 1957 angezeigten 
Anpassungen der Vereinbarung vom 6. Juni 1956 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die Beglaubi- 
gung und über den Austausch von Personenstandsurkun- 
den/Zivilstandsurkunden sowie über die Beschaffung von 
Ehefähigkeitszeugnissen an die neue Rechtslage vorzu- 
nehmen. 

Die in der Verbalnote des Auswärtigen Amts vom 
19. November 1957 in diesem Zusammenhang bereits vor- 
geschlagenen Änderungen des Abschnitts I der Anlage 1 
zu der genannten Vereinbarung lassen die nachstehende 
Fassung zweckmäßig erscheinen, die daher vorgeschlagen 
wird. 

J. 

1. Nachweis des Wohnsitzes oder des letzten gewöhn- 
lichen Aufenthalts in Deutschland (nadi dem Ge- 
bietsstande vom 31. Dezember 1937) 

2. Ledigkeitsbescheinigung des Meldeamtes 
Gültigkeitsdauer: 6 Monate 

3. Geburtsurkunde oder beglaubigte Abschrift oder 
Auszug aus dem Familienbuch 

4. Besdieinigung des schweizerischen Zivilstands- 
beamten, daß ihm ein Staatsangehörigkeitsausweis 
(Heimatschein, Einbürgerungsurkunde oder Paß) Vor- 
gelegen hat." 

Das Auswärtige Amt beehrt sicii, um eine Bestätigung 
dafür zu bitten, daß der Schweizerische Bundesrat mit 
dieser Fassung des Abschnitts I der Anlage 1 einver- 
standen ist und benutzt auch diese Gelegenheit, die Bot- 
schaft der Schweizerischen Eidgenossenschaft erneut sei- 
ner ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 


Schweizerische Botschaft 
in der 

Bundesrepublik Deutschland 
Nr. 121/58 


Die Schweizerische Botschaft beehrt sich, dem Auswär- 
tigen Amt der Bundesrepublik Deutschland folgendes 
mitzuteilen: 

Der Schweizerische Bundesrat ist mit der vom Auswärti- 
gen Amt mit Verbalnote 502-94.25/3 vom 21. Februar 1958 
vorgeschlagenen Fassung des Abschnitts I der Anlage 1 
zur „Vereinbarung zwischen der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft und der Bundesrepublik Deutschland über 
den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Aus- 
tausch von Zivilstandsurkunden/Personenstandsurkunden 
sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen" 
vom 6. Juni 1956 einverstanden. 

Anlage 1, Abschnitt I, linke Seite (für Deutsche) lautet 


1. Nachweis des Wohnsitzes oder des letzten gewöhn- 
lichen Aufenthaltes in Deutschland (nach dem Ge- 
bietsstande vom 31. Dezember 1937) 

2. Ledigkeitsbescheinigung des Meldeamtes 
Gültigkeitsdauer: 6 Monate 

3. Geburtsurkunde oder beglaubigte Abschrift oder 
Auszug aus dem Familienbuch 

4. Bescheinigung des schweizerischen Zivilstandsbeam- 
ten, daß ihm ein Staatsangehörigkeitsausweis (Hei- 
matschein, Einbürgerungsurkunde oder Paß) Vorge- 
legen hat." 

Die schweizerischen Behörden würden es dankbar be- 
grüßen, wenn deutscherseits das noch erforderliche par- 
lamentarische Ratifikationsverfahren nunmehr bald durch- 
geführt würde, damit im Anschluß daran der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens durch einen weiteren Notenwechsel 
festgesetzt werden kann. Als Datum wird vorzugsweise 
der 1. Januar 1959 vorgeschlagen. 

Die Schweizerische Botschaft benützt auch diese Ge- 
legenheit, um das Auswärtige Amt der Bundesrepublik 
Deutschland erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung 
zu versichern. 

Köln, den 8. August 1958 
LS 


Bonn, den 21. Februar 1958 
LS 


An die 
Botschaft der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft 
Köln 


An das 

Auswärtige Amt der 
Bundesrepublik Deutschland 
Bonn 
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Sdiweizerisdie Botschaft 
Nr. 200/58 


Die Sdiweizerisdie Botschaft beehrt sich, dem Auswär- 
tigen Amt der Bundesrepublik Deutschland unter Bezug- 
nahme auf ihre Note Nr. 121/58 vom 8. August 1958 und 
unter Hinweis auf ein Gespräch vom 12. d. M. zwischen 
Herrn Legationsrat Persch und Herrn Botschaftssekretär 
Bührer folgendes mitzuteilen: 

Im vorletzten Absatz der erwähnten Note hatte die 
Botschaft auf einen noch vorzunehmenden Notenwechsel 
hingewiesen, mit welchem der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der Vereinbarung zwischen der Schweiz und der 
Bundesrepublik Deutschland über den Verzicht auf die 
Beglaubigung und über den Austausch von Zivilstands- 
urkunden sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeits- 
zeugnissen festgesetzt werden sollte. Inzwischen hat die 
Botschaft festgcstellt, daß der in Artikel 16, Absatz 1, der 
Vereinbarung vorgesehene Notenwechsel unter den Da- 
ten vom 13. und 22. März 1957 zwischen der Deutschen 
Gesandtschaft in Bern und dem Eidgenössischen Poli- 
tischen Departement stattgefunden hat. Im Einvernehmen 
mit dem Politischen Departement bittet die Botschaft 
daher das Auswärtige Amt, den im vorletzten Absatz 
ihrer Note vom 8. August 1958 gemachten Hinweis als 
gegenstandslos zu betrachten. Die Vereinbarung wird 
somit zu Beginn des dritten auf die Übergabe der deut- 
schen Ratifikationsurkunde folgenden Monats in Kraft 
treten. 

Die Botschaft würde es sehr begrüßen, wenn das parla- 
mentarische Ratifikationsverfahren beschleunigt würde, 
damit die Vereinbarung baldmöglichst rechtswirksam 
werden kann. 

Die Schweizerische Botschaft benützt auch diese Ge- 
legenheit, um das Auswärtige Amt der Bundesrepublik 
Deutschland ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu ver- 
sichern. 

Köln, den 17. Dezember 1958 


An das 

Auswärtige Amt der 
Bundesrepublik Deutschland 

Bonn 
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Begründung 


Auf Anregung des Eidgenössischen Amtes für 
den Zivilstandsdienst in Bern ist die Vereinbarung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die er- 
leichterte Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 
sowie über den Austausch von Personenstands- 
urkunden vom 8. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. II 
1953 S. 519) durch eine in München am 6. Juni 1956 
Unterzeichnete neue Vereinbarung mit der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die 
Beglaubigung und über den Austausch von Per- 
sonenstandsurkunden sowie über die Beschaffung 
von Ehefähigkeitszeugnissen ersetzt worden. Mit 
dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung tritt die im 
Jahre 1952 geschlossene Vereinbarung außer Kraft. 
Die neue Vereinbarung sieht eine noch engere Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet des Personenstands- 
wesens zwischen den beiden Staaten vor. 

Der in Artikel 1 allgemein vorgesehene Verzicht 
auf die Beglaubigung von Urkunden ist wegen 
seiner erheblichen praktischen Bedeutung an den 
Anfang der Vereinbarung gestellt worden. 

Der bereits in der Vereinbarung von 1952 vor- 
gesehene Austausch von Geburts-, Beirats- und 
Sterbeurkunden ist beibehalten, im Interesse einer 
zuverlässigen Personenstandsbuchführung aber da- 
durch noch weiter ausgebaut worden, daß jetzt auch 
Mitteilungen über die Scheidung, die Nichtigerklä- 
rung und die Aufhebung einer Ehe sowie über die 
Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens 
einer Ehe und außerdem über Randvermerke zum 
Geburts- und Sterbeeintrag und über die Legi- 
timation zu machen sind (Artikel 2 bis 8). 

Die Vorschriften über die Beschaffung von Ehe- 
fähigkeitszeugnissen sind ohne sachliche Änderung 
aus der Vereinbarung von 1952 übernommen wor- 
den. Die Ergänzungen dienen lediglich der Klar- 
stellung (Artikel 9 bis 14). 

Da die deutsch-schweizerische Vereinbarung sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht, 
bedarf sie gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG der 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften in 
Form eines Bundesgesetzes. 


Die deutsch-schweizerische Vereinbarung soll auch 
für das Land Berlin gelten, das Gesetz enthält da- 
her die übliche Berlin-Klausel (Artikel 2). 

Artikel 3 Abs. 2 des Zustimmungsgesetzes ent- 
spricht den Erfordernissen des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Die deutsch-schweizerische Vereinbarung tritt ge- 
mäß Artikel 16 Abs. 1 zu dem in dem Notenwechsel 
vom 13. März/22. März 1957 vereinbarten Zeitpunkt 
in Kraft. Auch dieser Zeitpunkt ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Unter Verzicht auf eine Zusatzvereinbarung hat 
sich der schweizerische Bundesrat damit einverstan- 
den erklärt, durch Notenwechsel die durch Artikel I 
Nr. 5 des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Personenstandsgesetzes vom 18. Mai 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 518) notwendigen Anpas- 
sungen der Vereinbarung vom 6. Juni 1956 an die 
neue Rechtslage vorzunehmen. Der Abschnitt I der 
Anlage 1 linke Seite (für Deutsche) der Verein- 
barung hat daher folgende Fassung erhalten: 

1. Nachweis des Wohnsitzes oder des letzten ge- 
wöhnlichen Aufenthalts in Deutschland (nach 
dem Gebietsstande vom 31. Dezember 1937), 

2. Ledigkeitsbescheinigung des Meldeamtes 
Gültigkeitsdauer: 6 Monate, 

3. Geburtsurkunde oder beglaubigte Abschrift 
oder Auszug aus dem Familienbuch 

4. Bescheinigung des schweizerischen Zivilstands- 
beamten, daß ihm ein Staatsangehörigkeits- 
ausweis (Heimatschein, Einbürgerungsurkunde 
oder Paß) Vorgelegen hat. 

Dieser Ergänzung wurde durch Notenwechsel des 
Auswärtigen Amtes mit der Schweizerischen Bot- 
schaft in der Bundesrepublik Deutschland vom 
21. Februar/8. August 1958 zugestimmt. 

Nach der Note der Schweizerischen Botschaft an 
das Auswärtige Amt vom 8. August 1958 konnten 
Bedenken bestehen, ob die schweizerischen Behör- 
den den Notenwechsel vom 13. März/22. März 1957 
nicht als überholt betrachteten. Die schweizerische 
Botschaft hat in einer Note vom 17. Dezember 1958 
Nr. 200/58 diese Zweifel beseitigt. 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 
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